
Werden Sie dafu ̈r eintreten, dass alle neuen 
Investitions- und Handelsvertra ̈ge der EU sanktions- 
bewehrte Bestimmungen zu Menschenrechten, 
Umwelt- und Klimazielen enthalten, dass 
Antikorruptionsklauseln eingearbeitet sind und 
Transparenz gegenu ̈ber der O ̈ffentlichkeit hergestellt 
wird? 
JA. DIE LINKE tritt fu ̈r eine grundlegende Neuausrichtung 
der EU-Handelspolitik ein, denn eine gerechte 
Handelspolitik ist eine Voraussetzung fu ̈r globale soziale 
Gerechtigkeit – und eine friedliche Welt. Handels- und 
Investitionsabkommen mu ̈ssen verbindlich die Einhaltung 
internationaler Abkom- men zum Klima- und Umweltschutz 
garantieren. Dies gilt auch fu ̈r die Umsetzung von 
Menschenrechts-, Sozial- und Arbeitsstandards. 
Liberalisierungs-, Privatisierungs- und 
Markto ̈ffnungsvorgaben, die u ̈ber die WTO-Regeln 
hinausgehen, lehnt DIE LINKE ab. Abkommen zwischen der 
EU und La ̈ndern bzw. La ̈n- dergruppen des Globalen 
Su ̈dens mu ̈ssen zudem zur Erreichung der UNO-
Nachhaltigkeitsziele (SDG) beitragen und du ̈rfen den 
Aufbau regionaler Wertscho ̈pfungsketten und 
Handelskooperationen nicht be- hindern. Auch bereits 
bestehende und in der Aushandlung befindliche EU-
Handels- und Investitionsabkommen mu ̈ssen 
dementsprechend in transparenter Weise und unter 
Einbeziehung von Parlamenten und zivilgesellschalichen 
Akteur*innen neu verhandelt werden. 
  
Werden Sie sich dafu ̈r einsetzen, dass Deutschland zur 
Beka ̈mpfung der Corona-Pandemie die Forderung nach 
Aussetzung der geistigen Eigentumsrechte auf 
Impfstoffe und medizinisches Material (Trips Waiver) 
unterstu ̈tzt? 



JA. In der Corona-Pandemie traten die verheerenden 
Folgen der verfehlten Politik (nicht nur Deutschlands) der 
letzten Jahrzehnte zu Tage, in denen die 
Gesundheitsversorgung der Marktlogik aus- gesetzt, 
Gesundheitssysteme unter Privatisierungs- und 
Ku ̈rzungsdruck gesetzt und prima ̈r die Interes- sen privater 
„Gesundheitskonzerne“ und der Pharmaindustrie bedient 
wurden. DIE LINKE tritt seit lan- gem fu ̈r einen radikalen 
Kurswechsel ein, auch im Fall der Patente: Wir fordern die 
Patentfreigabe fu ̈r Impfstoffe (deren Entwicklung massiv 
o ̈ffentlich gefo ̈rdert wurde), damit auch in den La ̈ndern des 
Globa- len Su ̈dens eine schnelle und fla ̈chendeckende 
Impfstoff-Versorgung gewa ̈hrleistet werden kann. Pro- 
duktentwicklungspartnerschaen mu ̈ssen unterstu ̈tzt und die 
Kompetenzen der WHO ausgeweitet wer- den, denn die 
Pandemie-Beka ̈mpfung ist eine globale Aufgabe. Wir 
unterstu ̈tzen daher die Initiative 
mehrals100La ̈ndernfu ̈rdenTRIPSWaiver. DIE LINKE 
kritisiert die Blockadehaltung von EU und Bundesregierung, 
die die Freigabe auf WTO-Ebene bis heute faktisch 
blockieren. Wir fordern die Regierung auf, auf EU-Ebene 
nachhaltig Druck fu ̈r eine Patentfreigabe auszuu ̈ben. 
  
Werden Sie im Falle einer Regierungsbeteiligung fu ̈r 
mehr Transparenz zu Handelsfragen in den EU-
Gremien sorgen? Stehen Sie dafu ̈r ein, dass die neue 
Bundesregierung ihre dort vertretenen Positionen 
inklusive der Haltung zu Investitions- und 
Handelsabkommen – o ̈ffentlich darlegt? 
JA. Mangelnde Transparenz ist ein Strukturmerkmal der 
EU-Handelspolitik, das bei den Verhandlungen des (vorerst 
gescheiterten) Handels- und Investitionsabkommens 
zwischen EU und USA (TTIP) offen zu Tage trat: 
Dokumente und Informationen wurden nur unvollsta ̈ndig 
und erst nach großem politischem Druck o ̈ffentlich gemacht. 



Daran hat sich strukturell wenig gea ̈ndert. DIE LINKE will 
dies a ̈ndern, denn Parlamente und Zivilgesellscha mu ̈ssen 
aufgrund der politischen Tragweite umfassend u ̈ber die 
Verhandlungen zu Handels- und Investitionsabkommen der 
EU informiert werden – auch, um politischen Einfluss im 
Verhandlungsprozess ausu ̈ben und das Agieren der 
Bundesregierung auf EU- Ebene kontrollieren zu ko ̈nnen. 
Wir treten daher (auch grundsa ̈tzlich) fu ̈r mehr Transparenz 
der EU-Gremien, insbesondere des Rates und der 
Ratsarbeitsgruppen ein. 
  
Der Energiecharta-Vertrag (ECT) erma ̈chtigt 
Energiekonzerne, mit Investor-Staat-Schiedsverfahren 
(ISDS) den Ausstieg aus fossilen Energien auf 
Jahrzehnte zu behindern und den Klimaschutz um 
Milliar- denbetra ̈ge zu verteuern. Halten Sie eine solche 
Machtfu ̈lle in den Ha ̈nden von Konzernen fu ̈r richtig? 
NEIN. Der ECT ist Ausdruck von Konzernmacht, die DIE 
LINKE brechen will: In Europa schu ̈tzt der ECT fast 350 
Milliarden Euro fossiler Investitionen und ermo ̈glicht 
dadurch Konzernklagen gegen Staaten, die aus fossilen 
Energien aussteigen. So hat bspw. der Energiekonzern 
Vattenfall wegen des Atomausstiegs gegen die 
Bundesregierung geklagt und Entscha ̈digungen 
durchgesetzt. Der ECT heizt so den Klimawandel an, macht 
Staaten gegenu ̈ber Energiekonzernen erpressbar und 
bu ̈rdet die gestiegenen Kosten der no ̈tigen Energiewende 
den Bu ̈rger*innen auf. Der ECT muss daher beendet 
werden. ISDS lehnt DIE LINKE ebenso entschieden ab, da 
diese eine Paralleljustiz im Interesse von Konzernen 
darstel- len. Nach den massiven Protesten in vielen EU-
Staaten gegen TTIP und CETA nahm die EU fu ̈r diese und 
ku ̈nige Abkommen Reformen beim Investitionsschutz vor. 
Statt ISDS sollen nun Investitionsgerichtsho ̈fe u ̈ber Staat-



Investor-Streitigkeiten urteilen. Fu ̈r DIE LINKE sind diese 
Reformen aber vo ̈llig unzurei- chend (siehe Antwort 7). 
  
U ̈ber eine Million Bu ̈rger*innen und mehr als 400 
zivilgesellschaliche Organisationen aus den 
Energiecharta-Vertragsstaaten haben sich fu ̈r den 
Ausstieg aus dem ECT-Vertrag ausgesprochen. 
Werden Sie sich dieser Forderung anschließen? 
JA. Langfristig ka ̈mp DIE LINKE fu ̈r die Auflo ̈sung des ECT 
(siehe oben), kurzfristig fordern wir von der 
Bundesregierung, umgehend aus dem Vertrag auszutreten. 
Der von der EU-Kommission initiierte Reformprozess des 
ECT tritt seit Monaten auf der Stelle und ist aus LINKER 
Sicht zudem nicht weitrei- chend genug. Die 
Bundesregierung sollte daher auf EU-Ebene darauf 
dra ̈ngen, dass die EU oder zumindest mo ̈glichst viele EU-
Staaten ihre Mitgliedschaft ku ̈ndigen, wie Italien es bereits 
2016 getan hat. Da aktuell Frankreich und Spanien einen 
Austritt in Erwa ̈gung ziehen und in vielen EU-Staaten der 
zivilgesellschaliche Widerstand gegen den ECT wa ̈chst, 
muss auch die Bundesregierung jetzt handeln. 
  
CETA untergra ̈bt die Demokratie. CETA-Ausschu ̈sse 
ko ̈nnen ohne parlamentarische Beteiligung Beschlu ̈sse 
zu zentralen Vertragsinhalten fassen, die fu ̈r die EU-
Staaten verbindlich sind. Was werden Sie in der neuen 
Legislaturperiode gegen diese Entmachtung der 
Parlamente tun? 
Handels- und Investitionsabkommen wie CETA bedrohen 
Arbeits-, Sozial-, und Umweltstan- dards, o ̈ffnen die 
o ̈ffentliche Daseinsvorsorge fu ̈r Investoren und schra ̈nken 
politische Regulierungsmo ̈g- lichkeiten ein. Wir teilen die 
Sorge, dass die CETA-Ausschu ̈sse die parlamentarische 
Kontrolle aushebeln. DIE LINKE hat daher wa ̈hrend der 
Verhandlungen konsequent fu ̈r den Stopp von CETA 



geka ̈mpft, im Parlament sowie in der O ̈ffentlichkeit im engen 
Kontakt mit freihandelskritischen Bu ̈ndnissen. Zudem hat 
DIE LINKE zwei Klagen beim BVerfG eingereicht. Eine 
Klage (gegen die vorla ̈ufige Anwendung von CETA) wurde 
im Ma ̈rz 2021 abgewiesen, das Urteil u ̈ber die zweite Klage 
steht noch aus. Nach der Urteilsverku ̈ndung soll in 
Deutschland der Ratifizierungsprozess eingeleitet werden. 
DIE LINKE wird dann alle parlamentarischen und 
außerparlamentarischen Mo ̈glichkeiten nutzen, um den 
politischen Druck fu ̈r einen Stopp von CETA zu erho ̈hen. 
  
Im CETA sind die Pariser Klimaziele nicht verankert. 
Das Gescha ̈ft mit fossilen Energien wird bereits jetzt 
schon durch ein zwischenstaatliches Schiedsgericht 
geschu ̈tzt und nach der Ratifizierung auch durch 
Investorenklagerechte (ICS). Werden Sie gegen die 
Ratifizierung von CETA stimmen? 
JA. Zu den Gru ̈nden unserer Ablehnung siehe auch Antwort 
1 und 6. Der vorgesehene Investitionsgerichtshof (ICS) 
markiert zwar einen Fortschritt gegenu ̈ber den urspru ̈nglich 
vorgesehenen ISDS, allerdings sind die Reformen 
keineswegs ausreichend und ICS genu ̈gen nicht den 
Anspru ̈chen einer unabha ̈ngigen Gerichtsbarkeit. Vor allem 
wird das grundlegende Problem einer Paralleljustiz im 
Interesse transnationaler Konzerne nicht gelo ̈st: Sowohl in 
der EU als auch in Kanada existieren funktionierende 
Rechtssysteme, so dass es schlicht keine Notwendigkeit fu ̈r 
besondere Investitionsgerichtsho ̈fe gibt. 
  
Das EU-Mercosur Abkommen steht vor allem wegen 
seiner Auswirkungen auf das Klima, die biolo- gische 
Vielfalt und die Menschenrechte in der Kritik. Teilen Sie 
diese Kritik und werden Sie sich auf EU- und 
Bundesebene gegen die Ratifizierung des Abkommens 
einsetzen? 



Antwort: JA. DIE LINKE hat sich sowohl im EU-Parlament 
als auch im Bundestag unmissversta ̈ndlich positioniert: Wir 
lehnen das Abkommen EU-Mercosur ab und fordern dessen 
sofortigen Stopp. Wir werden uns weiterhin in beiden 
Parlamenten und in der O ̈ffentlichkeit, gemeinsam mit 
Bu ̈ndnispartnern aus dem freihandelskritischen Spektrum, 
gegen einen Abschluss des Abkommens ka ̈mpfen. Wir 
begru ̈ßen, dass neben Klima-, Umweltschutz-, 
Menschenrechtsorganisationen und Gewerkschaften auch 
einige EU- Regierungen sich mittlerweile gegen einen 
Abschluss des Abkommens in dieser Form ausgesprochen 
haben. DIE LINKE ist u ̈berzeugt, dass die negativen 
Auswirkungen auf Klima, Umwelt und die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung so schwerwiegend sind, dass partielle 
Korrekturen im Abkommen oder Zusa ̈tze in den 
Nachhaltigkeitskapiteln nicht ausreichend. Das Abkommen 
muss daher gestoppt werden. 
 


